
Grund dieser Feststellungen folglich keine Maßnahmen 
getroffen, um eine Zwangsvollstreckung zu vereiteln. 
Vielmehr ist zunächst davon auszugehen, daß eine 
Lohnpfändung durchaus erfolgreich gewesen wäre, d. h., 
daß der Unterhalt für das Kind hätte beigebracht wer­
den können. Zu dieser Annahme berechtigt die bis­
herige Höhe des Einkommens des Angeklagten und die 
erfolgreiche Lohnpfändung gegenüber dem außerehe­
lichen Kind. Da aus diesen Gründen der Tatbestand 
des § 141 Abs. 1 StGB nicht erfüllt ist, hätte das Kreis­
gericht den Angeklagten freisprechen müssen.

§§ 61 Abs. 1, 286 Abs. 1, 293 Abs. 2 StPO.
1. Der Verzicht auf ein Rechtsmittel ist endgültig, d. h., 
ein erneutes Rechtsmittel ist nicht zulässig, und die 
Verzichtserklärung kann auch nicht zurückgenommen 
werden.
2. Ein Rechtsmittelverzicht wird, wie jede andere 
Rechtsmittelerklärung auch, erst wirksam, wenn er dem 
mit der Sache befaßten Gericht zugeht. Geht der Wi­
derruf eines Rechtsmittelverzichts vor der Verzichts­
erklärung beim Gericht ein, so ist letztere überholt und 
eine vom Angeklagten oder seinem Verteidiger fristge­
mäß eingelegte Berufung infolgedessen wirksam.
OG, Urt. vom 31. Mai 1972 - 2 Zst 16/72.

Das Stadtbezirksgericht verurteilte den Angeklagten 
am 5. Juli 1971 wegen Betrugs zum Nachteil soziali­
stischen Eigentums im schweren Fall in Tateinheit mit 
Vertrauensmißbrauch.
Gegen dieses Urteil richtete sich die in Vollmacht des 
Angeklagten vom Verteidiger eingelegte Berufung vom
7. Juli 1971, die am 12. Juli 1971 beim Stadtbezirksge­
richt eingegangen ist. Am 14. Juli 1971 ging beim 
Stadtbezirksgericht ein eigenhändiges Schreiben des 
Angeklagten vom 13. Juli 1971 ein, das die Erklärung 
enthielt, daß er den am 9. Juli 1971 abgegebenen 
Rechtsmittelverzicht „zurückziehe“. Bei den Akten be­
findet sich ferner ein schriftlicher Rechtsmittelverzicht 
des Angeklagten vom 9. Juli 1971. Aus einem auf die­
sem Schriftstück angebrachten Vermerk geht hervor, 
daß die Erklärung über den Rechtsmittelverzicht am 
25. Juli 1971 durch den Staatsanwalt dem Gericht über­
geben worden ist.
Auf Grund dieser Sachlage wurde vom Stadtgericht 
die Berufung durch Beschluß als unzulässig verworfen.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat zugunsten 
des Angeklagten die Kassation des Beschlusses des 
Stadtgerichts beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Der Beschluß des Stadtgerichts verletzt das Gesetz 
(§ 293 Abs. 2 StPO), da die Berufung als unzulässig 
durch Beschluß nur verworfen werden darf, wenn die 
Bestimmungen über die Einlegung des Rechtsmittels 
nicht beachtet wurden.
Das Rechtsmittelrecht des Angeklagten ist ein wich­
tiger Bestandteil seines Rechts auf Verteidigung (§ 61 
Abs. 1 StPO). Durch das Recht des Angeklagten auf 
Einlegung eines Rechtsmittels gegen eine noch nicht 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung wird dieses 
Recht umfassend gewährleistet. Es ist Bestandteil sei­
nes grundlegenden Rechts auf aktive Mitwirkung am 
gesamten Strafverfahren (§ 15 Abs. 1 StPO) und Aus­
druck und Garantie sozialistischer Gerechtigkeit.
Für das Rechtsmittelrecht des Angeklagten gilt unein­
geschränkt der Grundsatz, daß es ausschließlich von sei­
nem Willen abhängt, ob er von depi ihm im Einzelfall 
zustehenden Rechtsmittel Gebrauch macht, d. h., ob er 
sich mit einer ihn betreffenden noch nicht rechtskräfti­
gen Entscheidung eines erstinstanzlichen Gerichts zu­
frieden gibt oder nicht. Dementsprechend räumt ihm

das Gesetz auch die Möglichkeit ein, auf ein Rechts­
mittel zu verzichten bzw. ein eingelegtes Rechtsmittel 
zurückzunehmen (§ 286 Abs. 1 StPO). Daß es sich bei 
den verschiedenen Dispositionen, die der Angeklagte in 
Ausübung seines Rechtsmittelrechts treffen kann, um 
wichtige und für ihn bedeutsame Entscheidungen han­
delt, ergibt sich aus den Rechtsfolgen, die diese Dispo­
sitionen haben. So führt es zum Verlust des Rechtsmit­
tels, wenn der Angeklagte innerhalb der vom Gesetz 
bestimmten Frist von ihm keinen Gebrauch macht 
(§§288 Abs. 1 und 2, 306 Abs. 1 StPO). Die gleiche Wir­
kung tritt ein, wenn er auf das Rechtsmittel verzichtet 
oder ein eingelegtes Rechtsmittel zurücknimmt, da Ver­
zicht und Rücknahme endgültig, d. h. unwiderruflich 
sind. War vom Angeklagten oder seinem Verteidiger 
vor Abgabe des Verzichts ein Rechtsmittel eingelegt 
worden, so ist der Verzicht als Rücknahme auszulegen. 
Die Rücknahme wiederum schließt, selbst wenn sie vor 
Ablauf der Rechtsmittelfrist erfolgt, die erneute Ein­
legung eines Rechtsmittels aus (§286 Abs. 2 StPO).
Das Stadtgericht hat die vom Verteidiger des Angeklag­
ten eingelegte Berufung als unzulässig erachtet, da es 
der Auffassung ist, daß der Angeklagte durch die vom
9. Juli 1971 datierte Erklärung, die am 25. Juli 1971 dem 
Gericht durch den Staatsanwalt vorgelegt wurde, wirk­
sam auf das Rechtsmittel der Berufung verzichtet habe. 
Zutreffend verweist das Stadtgericht darauf, daß der 
Verzicht auf ein Rechtsmittel endgültig ist, d. h. ein 
erneutes Rechtsmittel seitens des Angeklagten nicht zu­
lässig ist und die Verzichtserklärung auch nicht zurück­
genommen werden kann. Richtig ist auch festgestellt 
worden, daß der Rechtsmittelverzicht des Angeklagten 
die nachträgliche Unzulässigkeit eines vom Verteidiger 
bereits eingelegten Rechtsmittels zur Folge hat.
Das Stadtgericht hat aber nicht erkannt, daß ein Rechts­
mittelverzicht, wie jede andere Rechtsmittelerklärung 
auch, erst wirksam wird, wenn er dem zuständigen, d. h. 
dem mit der Sache befaßten Gericht zugeht. Der Rechts­
mittelverzicht muß also vom Angeklagten mündlich zu 
Protokoll der Geschäftsstelle des Gerichts erklärt wer­
den (vgl. hierzu die zutreffende Entscheidung des Be­
zirksgerichts Cottbus vom 27. Juni 1969 — 1 BSB 16/69 — 
NJ 1969 S. *79) oder in einer schriftlichen Erklärung 
des Rechtsmittelberechtigten dem Gericht zugehen. Das 
gilt auch dann, wenn der Angeklagte die schriftliche 
Verzichtserklärung einem anderen Rechtspflegeorgan, 
z. B. der Staatsanwaltschaft, zur Weiterleitung an das 
Gericht übergeben hat. Bis zum Eingang des Verzichts 
bei Gericht bleibt die Rechtskraft des betreffenden Ur­
teils gehemmt. Sie tritt nur dann früher ein, wenn in­
zwischen die Rechtsmittelfrist abläuft, ohne daß beim 
Gericht innerhalb der Frist ein Rechtsmittel eingelegt 
worden ist. Da der dem zuständigen Gericht noch nicht 
zugegangene Rechtsmittelverzicht zunächst keine 
Rechtsfolgen hat, ist der Angeklagte berechtigt, seine 
Verzichtserklärung bis zu diesem Zeitpunkt zu wider­
rufen. Geht der Widerruf vor der Verzichtserklärung 
dem Gericht zu, so ist diese überholt und eine von ihm 
oder seinem Verteidiger innerhalb der Frist des § 288 
StPO eingelegte Berufung infolgedessen wirksam.
Im vorliegenden Fall hat der Angeklagte mit seinem 
Schreiben vom 13. Juli 1971 eindeutig zum Ausdruck ge­
bracht, daß er den am 9. Juli 1971 schriftlich erklärten 
Rechtsmittelverzicht widerruft. Dieser Widerruf ist dem 
Gericht zugegangen, bevor die Rechtsmittelverzichts­
erklärung vom Staatsanwalt zu den Saehakten gereicht 
wurde. Diese hatte mithin nicht mehr den Verlust des 
Rechtsmittels zur Folge, so daß die vom Verteidiger 
des Angeklagten eingelegte Berufung nicht als unzuläs­
sig hätte verworfen werden dürfen. Das Stadtgericht 
wäre vielmehr gehalten gewesen, materiell über die 
Sache zu entscheiden.
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